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Aufhebung einer Beistandschaft nach Art. 394 ZGB

Ausgangslage, Fragestellung

Eine gemäss Art. 394 ZGB verbeiständete Person stellt den Antrag, die Massnahme ersatzlos aufzuheben. Der Beistand ist der Auffassung, dass der Schwächezustand, der seinerzeit zur Errichtung der Massnahme geführt hat, nicht beseitigt und die Person weiterhin betreuungsbedürftig ist, weshalb dem Antrag nicht stattgegeben werden könne.

Er erkundigt sich, ob er als Beistand auf Weisung der VB die Beistandschaft einfach weiterführen oder ob eine andre Beistandschaft angeordnet werden müsse.

Erwägungen

Für die Beendigung der Beistandschaften und Beiratschaften gilt grundsätzlich Art. 439 ZGB. Für die Beendigung der Beistandschaft auf eigenes Begehren besteht eine Besonderheit: sie ist als einzige Massnahme auf Antrag der verbeiständeten Person aufzuheben (BGE 71 II 18). Anders bei der Vormundschaft auf eigenes Begehren (Art. 438 ZGB). Hier, wie auch bei der Beiratschaft (Riemer, Grundriss des Vormundschaftsrechts, 2. Aufl. Bern 1997 N 63) gilt die Offizialmaxime, d.h. es muss von Amtes wegen geprüft werden, ob der Grund, der zur Errichtung der Massnahme geführt hat, weggefallen ist und nur dann darf die Massnahme aufgehoben oder durch eine weniger weit gehende ersetzt werden. Der Grund für die Andersbehandlung der Beistandschaft auf eigenes Begehren liegt darin, dass sie mit keiner Einschränkung der Handlungsfähigkeit verbunden ist und bei fehlender Kooperation der verbeiständeten Person wirkungslos wird. Dennoch hat die Behörde in einem solchen Fall zu prüfen, ob der Schwächezustand und die daraus resultierende Hilfs- und Schutzbedürftigkeit nicht eine andere vormundschaftliche Massnahme erfordert.

Schlussfolgerungen

Wenn ein Antrag auf Aufhebung einer Beistandschaft auf eigenes Begehren vorliegt, ist diesem stattzugeben und im Bedarfsfall die Massnahme durch eine andere zu ersetzen. Das Begehren kann jedoch nicht einfach ignoriert oder die Beistandschaft nach Weisung der Vormundschaftsbehörde weitergeführt werden. Die Beistandschaft muss also aufgehoben werden und eine allenfalls notwendige andere Massnahme in einem neuen Verfahren mit der Gewährung des rechtlichen Gehörs angeordnet werden.

Luzern, 18. März 2004 

Christoph Häfeli
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